
Von: A L alexander.stuckenholz@gmail.com
Betreff: Re: Verkehrslärm / Fragen an die Kandidaten
Datum: 19. August 2020 um 17:28

An: Hans-Jürgen Laufer en.zulaut@gmx.de
Kopie: Andre Menninger menninger@fdp-en.de

Sehr geehrter Herr Laufer,

vielen Dank für Ihre Nachricht. 

Wie Sie ja wissen, kandidiere ich für das Amt des Bürgermeisters für die Freien Demokraten in Wetter (Ruhr). Darüber hinaus bin
ich bereits seit einiger Zeit in unserer Fraktion tätig und engagiere mich in vielen Themenbereichen, immer mit dem Ziel Wetter
für die Bürgerinnen und Bürger lebenswerter zu machen.

In der jüngsten Vergangenheit kann ich mich allerdings nicht entsinnen, dass speziell das Thema Verkehrslärm, so wie Sie es
beschrieben haben, im Rat oder den angeschlossenen Gremien thematisiert worden wäre. Auch haben mich dazu, im
Gegensatz zu vielen anderen Themenbereichen, bislang noch keine Bürgeranfragen erreicht. Bislang, so scheint es zumindest,
brennt den BürgerInnen dieses Thema noch nicht zu stark unter den Nägeln.

Ein viel größeres Thema in Wetter ist aktuell die Verkehrsbelastung, gerade auch in den einzelnen Stadtteilen wie z.B.
Volmarstein oder Wengern. Dies ist natürlich auch direkt mit dem Thema Verkehrslärm verbunden. Hier fehlt ein nachhaltiges
Konzept, welches in der Lage wäre, Verkehrsströme zu lenken und zu steuern. Ich will dafür eintreten, die Verkehrsbelastung zu
reduzieren, damit unser Ort gerade auch für die Anwohner stark befahrener Straßen wieder lebenswerter wird.

Für den Bürgermeister sollte es darüber hinaus eine Selbstverständlichkeit sein, sich den Problemen und Nöten der Bürgerinnen
und Bürgern anzunehmen. Sollte ich also Bürgermeister werden und das Thema Verkehrslärm würde von den BürgerInnen der
Stadt Wetter (Ruhr) an mich herangetragen werden, so kann ich Ihnen versichern, dass ich mich der Thematik auch annehmen
würde. Welche Maßnahmen dann zu ergreifen sind, wird dann von der jeweiligen Sachlage abhängen. In jedem Fall können
wirksame Maßnahmen sicherlich nur in Kooperation mit der Kreispolizeibehörde erarbeitet werden.

Für weitere Rückfragen stehe ich Ihnen selbstverständlich zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen,

Alexander Stuckenholz

Am Mi., 19. Aug. 2020 um 14:46 Uhr schrieb Hans-Jürgen Laufer <en.zulaut@gmx.de>:
Sehr geehrter Herr Dr. Stuckenholz,
 
die Initiative "ZU LAUT! - Bürger gegen Lärm" ist ein Zusammenschluss von Bürgern aus
dem ganzen Ennepe-Ruhr-Kreis, der in Hattingen gegründet wurde. Im Zentrum der
Betrachtungen steht angesichts des aktuellen Wahlkampfes der immer stärker zunehmende
Verkehrslärm und dabei speziell der unnötige Motorenlärm durch Autoposer und
manipulierte Motorräder, der an manchen Stellen in unseren Kommunen eine erhebliche,
mutwillig erzeugte Belastung für die Anwohner der betroffenen Strecken darstellt.
Beispielsweise reicht ein einziges vorsätzlich manipuliertes Fahrzeug aus, um nachts
tausende Bürger aus dem Schlaf zu reißen. Dass übermäßiger Verkehrslärm
gesundheitsschädlich ist, setzen wir als bekannt voraus.
 
Der Ennepe-Ruhr-Kreis ist aufgrund seiner Lage am Rand des größten Ballungsraumes in
Deutschland und seiner landschaftlichen Reize besonders vom Motorradlärm und auch vom
Lärm getunter Autos betroffen.
 
Das nahe Bergische Land und das Hattinger Hügelland locken an Wochenenden viele
Motorradfahrer an, die Durchgangs- und Zufahrtsstraßen belasten. So werden an sonnigen
Wochenenden an manchen Straßen im Kreis bis zu 2.000 Motorräder in 6 Stunden gezählt.
Das nahe Ruhrgebiet mit seiner ausgeprägten Auto-Tuning-Szene ist zudem der
Ausgangspunkt für Spaßfahrten einer lärmaffinen Raser-Klientel mit ihren PS-starken
Fahrzeugen.
 
Allen ist gemeinsam, dass sie sich bei uns im Kreis sicher fühlen können, da sie keine
Kontrollen befürchten müssen. Dieses wurde in einer Antwort aus der Kreispolizeibehörde
deutlich: "Hinsichtlich der angesprochenen Lärmemission modifizierter Krafträder ist eine
Überwachung mit polizeilichen Mitteln nicht möglich und nicht vorgesehen. …  Die Polizei
verfügt zudem nicht über eine entsprechende Ausrüstung und setzt bei der Fülle von
Aufgaben im Bereich der Kriminalitäts- und Verkehrsunfallbekämpfung auch andere
Schwerpunkte."
 
Diese Unfähigkeit zur Wahrnehmung des polizeilichen Allgemeinauftrages hat


